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die Rahmenbedingungen für die Arbeitserledigung in den Finanzämtern werden im-

mer schlechter. Dafür sorgen leider inzwischen nicht nur die Politiker, sondern

scheinbar schon im Wege des vorweggenommenen Gehorsams die Leitungsebe-

nen in der Senatsverwaltung für Finanzen. Falsch verstandene Loyalität zum Fi-

nanzsenator, gepaart mit der Förderung eigener Karriereplanung und kombiniert mit

Unkenntnis über die praktische Arbeit in den Finanzämtern, führen offensichtl ich zu

einer al lgemeinen und auch sehr gefährl ichen Ignoranz aller Erfordernisse, die zu

einem Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Finanzämter beitragen könnten. Praktiker in

den Finanzämtern können sich nicht mehr des Eindrucks erwehren, dass die Se-

natsverwaltung im Elfenbeinturm thront und längst die Bodenhaftung verloren hat.

Festgestel lt werden muss, dass mit der heutigen Personalausstattung auch nur eine qualitativ hinreichende

Arbeitserledigung nicht mehr gewährleistet werden kann. Die Tendenz der letzten Jahre erfährt hier ihre konti-

nuierl iche Fortführung. Die Fälle müssen quasi ungeprüft in den Computer eingegeben werden, um wenigs-

tens die quantitativen Vorgaben erfül len zu können (in einzelnen Finanzämtern als „Grüne Welle“ bezeichnet).

Auch das führt im Übrigen schon ohne jegl iche fachliche Prüfung zu zahlreichen und zeitaufwändigen Proble-

men, die der umgehenden Fallerledigung entgegenstehen. Wir sind in den Finanzämtern längst am Ende der

Einsparmöglichkeiten angekommen. . . . Und dann kam ELStAM!

Auch ohne Pflege der ELStAM-Datenbank (Elektronische LohnSteuerAbzugsMerkmale) war die Grenze des

Machbaren in den Finanzämtern bereits überschritten. Obwohl die Senatsverwaltung für Finanzen für diese

Mehrarbeit zusätzl ich insgesamt 1 5,2 Stel len im Haushaltsplan zur Verfügung stel len wollte, kamen diese

bzw. die entstprechenden Personen in den Finanzämtern nie an. Ledigl ich in der PersBB wurden geringe Be-

arbeitungszeiten für 1 6 % der Lohnsteuerarbeitnehmerfäl le angesetzt. Ein i l lusorisch geringer Wert, wie sich

bereits vor Versendung der ELStAM-Mittei lungen herausstel lte. So ignorierte die Senatsverwaltung trotz ent-

sprechender Hinweise standhaft, dass die ELStAM-Fälle in den Info-Zentralen bereits 2/3 der dortigen Bear-

beitungszeiten ausmachten und die F/E-Plätze ebenfal ls eine erhebliche Belastung durch Anfragen zu

bewältigen hatten. Seit dem Versand der ELStAM-Mittei lungen ist die Lage in den physischen Ämtern eska-

l iert - ohne dass SenFin dies auch nur zu registrieren schien. Erst als das ITDZ mittei lte, dass sich die Anzahl

der tägl ichen Anrufe für al le Berl iner Finanzämter im Rahmen des Abgleichs der ELStAM-Daten verdoppelt

hätte, wurde die Senatsverwaltung problembewusst. Ihr Ansatz war jedoch nicht, nunmehr aufgrund der Mehr-

arbeit die Anzahl der Stel len zu erhöhen oder über die Einstel lung aller Prüfungsabsolventen – auch derer mit

der Prüfungsnote 4 – nachzudenken. NeinJ! Innerhalb eines halben Tages musste jedes Finanzamt vier An-

sprechpartner/innen für ELStAM-Anrufe benennen, damit das ITDZ jederzeit die Telefonate vermitteln kann.

Aus meiner Sicht, l iebe Kolleginnen und Kollegen, ist diese Reaktion ein Ding aus dem Tollhaus. Vier Kolle-

gen/innen, die ja schon in der Vergangenheit mehr als genug zu tun hatten, werden nunmehr zusätzl ich, wenn

nicht gar ausschließlich, mit derartigen Fragen belastet. Fürsorgepfl icht scheint ein Fremdwort für die Ent-

scheidungsträger in der Senatsverwaltung für Finanzen zu sein.

Ich fordere SenFin auf, endl ich für die notwendige Entlastung durch die erforderl ichen Stel lenanmeldungen zu

sorgen und die mögliche Erhöhung der Einstel lungszahlen vorzunehmen.

Die DSTG wird nicht müde werden, diese Missstände sowohl bei der Senatsverwaltung als auch bei den künf-

tigen Entscheidungsträgern in der Politik anzuprangern, da diese einer erfolgreichen Haushaltskonsolidierung

entgegenstehen und deshalb dringend beseitigt werden müssen.

Mit kol legialen Grüßen
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

DetlefDames
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AANNSSPPRRÜÜCCHHEE AAUUSS 22000088 SSIICCHHEERRNN !!

Am 1 . November 2011 kam der dbb berlin mit dem Innensenator Dr. Ehrhart Körting zu einem beam-

tenpolitischen Grundsatzgespräch zusammen. Für die DSTG Berlin waren der Landesvorsitzende

Detlef Dames und sein Stellvertreter Mario Moeller dabei.

Im August 2008 hatten wir über die Entwicklung der Rechtsprechung zur Vergütung nach den Le-

bensaltersstufen informiert. Insbesondere haben wir über Verfahren zur begehrten Einordnung in die

höchste Stufe berichtet.

II NNNNEENNSSEENNAATTOORR:: NNAACCHHTTEEIILLEE SSIINNDD HH IINNZZUUNNEEHHMMEENN

Im Mittelpunkt des Treffens mit dem Innensenator standen die Probleme der Überleitung in das neue Besol-

dungssystem. Hierbei führten insbesondere die Nachtei le derjenigen Kolleginnen und Kollegen, die durch die

Überleitung in eine reguläre Stufe kommen und dadurch z. T. erheblich länger auf einen Stufenaufstieg war-

ten müssen als nach altem Recht, zu heftigen Auseinandersetzungen. Aber auch bei Zuordnung zu einer

Überleitungsstufe kann es zu finanziel len Verlusten kommen. Diese Konstel lationen betreffen Kolleginnen

und Kollegen aller Besoldungsgruppen und sind nach Auffassung von DSTG und dbb ungerecht. Daher be-

darf es dringend einer politischen Lösung. Dem widersprach Dr. Körting. Die gewählte Form der Überleitung

entspräche der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Insbesondere könne keine Beamtin und

Mit der Berichterstattung haben wir den in der DSTG organisierten Kolleginnen und Kollegen Rechtsschutz

bei der Durchsetzung ihrer Ansprüche angeboten. Davon haben viele Betroffene, die sich noch nicht in der

höchsten Lebensaltersstufe befanden, Gebrauch gemacht. In den Fällen, in denen Ansprüche bei der Se-

natsverwaltung für Finanzen geltend gemacht worden sind ohne bisher Klage zu erheben, gi lt es jetzt, die ge-

setzl iche Verjährungsfrist von drei Jahren zum Ende des Jahres 2011 zu beachten.

Diese Frist konnte nur dadurch in Kraft gesetzt werden, dass im Jahr 2008 der Anspruch gegenüber SenFin

wirksam (schriftl ich) geltend gemacht worden ist. Sie läuft unabhängig von der tarifrechtl ichen Ausschlussfrist

von 6 Monaten gemäß § 37 TV-L.

In der Sache selbst hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) inzwischen entschieden, dass das Prinzip der

Lebensaltersstufen des BAT/BAT-O gegen das europarechtl iche Verbot der Altersdiskriminierung verstößt.

Die Höhe der Vergütung innerhalb derselben Vergütungsgruppe vom Alter abhängig zu machen, ist eine Un-

gleichbehandlung der Jüngeren, insbesondere wenn zwei Angestel lte am selben Tag eingestel lt worden sind.

Das Verfahren beim EuGH ist vom Bundesarbeitsgericht (BAG) dort initi iert worden, um in der eigenen Ange-

legenheit - Klage zweier Betroffener zur Einordnung in die höchste Lebensaltersstufe - Fragen des europäi-

schen Rechts klären zu lassen und anschließend endgültig entscheiden zu können.

Der EuGH hat nicht nur zum Diskriminierungsverbot entschieden, sondern gleichzeitig die Rechtmäßigkeit

der Überleitung in die neuen Tarifverträge, u.a. TVöD und TV-L, auf der Basis des Vergleichsentgelts mit sei-

ner Orientierung an der BAT/BAT-O-Vergütung festgestel lt.

Da eine abschließende Entscheidung des BAG noch aussteht, ist die Ende des Jahres 2011 eintretende Ver-

jährung rechtzeitig zu hemmen, um Nachteile zu vermeiden.

Kolleginnen und Kollegen, die ihre Ansprüche im Jahr 2008 bei SenFin wirksam geltend gemacht haben,

müssen bis zum 31 .1 2.2011 Klage beim jeweils zuständigen Arbeitsgericht einreichen. Für Mitgl ieder wird

auch weiterhin Rechtsschutz gewährt.

Im Vorfeld der Klageerhebung kann jede/r Anspruchstel ler/in zuvor SenFin nochmals schriftl ich auffordern, in

der Sache ihm gegenüber schriftl ich auf die Einrede der Verjährung zu verzichten. Diese Aufforderung allein

stel lt aber keineswegs eine Maßnahme zur Hemmung der Verjährung dar! Ohne entsprechende Verzichtser-

klärung seitens SenFin muss die Klage noch im Dezember 2011 beim Arbeitsgericht eingehen.
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Am 17. Oktober 2011 befasste sich eine Arbeitsgruppe mit dem Thema „Lebensarbeitszeitkonzepte“. Neben

Vertreter/innen diverser Senatsverwaltungen nahmen für den dbb beamtenbund und tarifunion berlin Joa-

chim Jetschmann (Vorsitzender des dbb berlin), Margit Kosanke (Mitglied im Hauptpersonalrat für den dbb

berlin) und Mario Moeller (Vorsitzender des Dienstrechtsausschusses des dbb berlin und stellv. Vorsitzender

der DSTG Berlin) teil.

Ziel der Arbeitsgruppe war die Erstellung eines Eckpunktepapiers, welches dann vom Innensenator in den Senat ein-

gebracht werden soll. Nach Bestätigung durch den Senat soll es als Grundlage für konkrete Gesetz- und Verord-

nungsentwürfe dienen. Das Ganze ist als Modul der Dienstrechtsreform zu verstehen.

Schwerpunkte der Diskussion waren die weitere Stärkung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sowie Möglichkei-

ten, den Übergang vom Beruf in den Ruhestand flexibler zu gestalten. Die Notwendigkeit solcher Maßnahmen ergibt

sich insbesondere aus dem demografischen Wandel und dem künftigen Mangel an Fachkräften. Und so gab es auch

schnell einen breiten Konsens, dass die Möglichkeiten der Teilzeitbeschäftigung ausgebaut werden müssen. Dies be-

trifft insbesondere die Zulassung unterhälftiger Teilzeit (Untergrenze 30 %) auch ohne weitere Voraussetzungen (bis-

her nur zur Kinderbetreuung möglich). Auch eine Ausweitung des Gesamtzeitraums für eine Beurlaubung zur

Betreuung / Pflege von Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen von 1 2 auf 1 5 Jahre war wenig umstritten. An-

ders verhielt es sich bei den Möglichkeiten zu einem gleitenden Übergang von der Berufs- in die Ruhestandsphase.

Es wurde seitens der Senatsverwaltung für Inneres und Sport noch einmal deutlich gemacht, dass eine attraktive Al-

tersteilzeit politisch nicht gewollt sei. Für ein erweitertes Sabbatical mit einer längeren Freistellungsphase direkt vor

dem Ruhestand (bisher maximal ein Jahr) wurde mehrheitlich kein flächendeckender Regelungsbedarf gesehen.

LLEEBBEENNSSAARRBBEEIITTSSZZEEIITTKKOONNZZEEPPTTEE

kein Beamter darauf vertrauen, dass eine bestimmte Besoldungsstruktur mit einer bestimmten Besoldungs-

höhe auch künftig erhalten bliebe. Es sei ledigl ich zu beachten gewesen, dass der Besitzstand gewährleistet

wird, d. h. keine/r bekommt künftig weniger Besoldung als bisher. Im Übrigen würde die kurze Überleitung in

das neue System binnen zwei Jahren das Land Berl in al lein 7 Mil l io-

nen € im Jahr kosten. Mario Moeller, auch Vorsitzender des Dienst-

rechtsausschusses des dbb berl in, wies im Laufe der Diskussion

darauf hin, dass die Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts durchaus bekannt sei, weshalb auch ausdrücklich eine politi-

sche Lösung gefordert wird. Denn die Rechtsprechung sei abstrakt,

die finanziel len Nachtei le der Kolleginnen und Kollegen sowie ihre

im Hinbl ick auf die bisherige Besoldungsstruktur getroffenen wirt-

schaftl ichen Dispositionen hingegen real und damit nicht einfach so

vom Tisch zu wischen. Der scheidende Innensenator bl ieb jedoch

stur bei seiner Haltung.

Ein besonderes Problem haben darüber hinaus die Kolleginnen und

Kollegen, die im August 2011 nach bisherigem Recht eine höhere

Stufe erreicht hätten. Nach dem Gesetzeswortlaut muss nach Auf-

fassung von DSTG und dbb die Überleitung mit der Besoldung aus

dieser höheren Stufe erfolgen. Dies lehnt die Senatsverwaltung für

Inneres und Sport (und daran anlehnend die Senatsverwaltung für

Finanzen) jedoch ab. Auch bei diesem Thema blieben die Fronten

verhärtet.

Wir werden für diese Themen, die auch schon am Rande der Koali-

tionsverhandlungen immer wieder mit Vertretern von SPD und CDU diskutiert wurden, auch künftig eine poli-

tische Lösung suchen. Für das Spezialproblem derjenigen, die nach altem Recht im August eine höhere

Stufe erreicht hätten, gewähren wir unseren Mitgl iedern Rechtsschutz.

Scheidender Innensenator

Dr. Ehrhart Körting



77

DAS STEUER- UND GROLLBLATT

BB
EE
AA
MM
TT
EE
NN
RR
EE
CC
HH
TT

Auch das sogenannte FALTER-Modell des Bundes wurde nicht als praktikable Alternative angesehen. Hierbei wird die

Arbeitszeit frühestens zwei Jahre vor Erreichen der Regelaltersgrenze (bei der Regelaltersgrenze von 67 Jahren im

Bund also ab 65 Jahren) auf 50 % reduziert. Im Gegenzug wird die Lebensarbeitszeit um den gleichen Zeitraum (also

längstens bis 69 Jahre) verlängert. Während der Laufzeit des FALTER-Modells zahlt der Bund 50 % Besoldung plus

50 % Ruhegehalt. Im Rahmen dieser Diskussion machten die dbb-Vertreter noch einmal klar, dass es keine Anhe-

bung der Regelaltersgrenze in Berlin (65 Jahre) geben dürfe. Die Senatsverwaltung für Inneres und Sport teilte mit,

dass es zumindest zur Zeit keine Absicht gäbe, die Altersgrenze anzuheben.

Kontrovers wurde über die flexible Gestaltung der täglichen Arbeitszeit diskutiert. Während es für den Erhalt einer

Rahmenzeit zwischen 6 und 20 Uhr noch eine deutliche Mehrheit gab, war schon umstritten, ob dies wie bisher in der

Arbeitszeitverordnung oder aber durch Dienstvereinbarungen geregelt werden sollte. Die Meinungen bezüglich der

Notwendigkeit einer Kernzeit bzw. wie diese ggf. geregelt werden soll waren dann schließlich so unterschiedlich, dass

dieses Thema von der politischen Ebene entschieden werden muss. Eine diesbezügliche Tendenz ist ebenso wenig

absehbar wie die Zeit, die zur Umsetzung der besprochenen Maßnahmen benötigt wird. Wir werden zu gegebener

Zeit berichten.
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